
 

Vorwärts auf der Seidenstraße
China tritt verstärkt als globale Ordnungsmacht auf – so in Syrien und Afghanistan

Berlin. In ungewohnter Eintracht: Die Fähn-
chen in den Farben der VR China und Syri-
ens. Das kann als Zeichen gelten. Denn wäh-
rend Peking und Damaskus gemeinsam nach
vorn blicken, wird andernorts noch immer er-
gebnislos über das künftige Schicksal des sy-
rischen Präsidenten Baschar al-Assad, die
Teilnahme an der von Russland organisier-
ten Syrien-Konferenz im neuen Jahr in Sot-
schi oder den angemessenen Umgang mit den
Kriegsflüchtlingen gestritten.
Mit Ankündigungen für umfangreiche

Wiederaufbauprojekte im kriegszerstörten
Syrien, einer Art »Marshallplan«, unter-

streicht China seinen Willen, eine wichtige
Rolle bei der Gestaltung der Zukunft Syriens
zu spielen. Selbstlos ist die aufstrebende Su-
permacht nicht. Sie sieht Syrien in einer
Schlüsselrolle für die Seidenstraßen-Initiati-
ve, der von China angestrebten Verbindung
zwischen dem Nahen Osten und Europa.
Ganz im Sinne der Seidenstraße und nicht

zuletzt weil China und Afghanistan eine ge-
meinsame Grenze haben, liegt auch eine Sta-
bilisierung der Lage am Hindukusch im Inte-
resse Pekings. In den strategischen China-Pa-
kistan-Wirtschaftskorridor soll schließlich
auch Afghanistan einbezogen werden. Zum

Jahresende ist es chinesischen Diplomaten
gelungen, Afghanistan in einen Dialog über
Friedenmit Pakistan und die Bekämpfung von
Terrorismus einzubinden. Das neue Jahr soll
in Kabul auch mit Vertretern der Taliban ge-
sprochen werden.
China ist mit diesen Vermittlungen nun be-

reits erfolgreicher, als andere große Mächte
es in ihren Bemühungen um Ruhe in der Re-
gion je waren. Und während sich die USA un-
ter Präsident Donald Trump mehr »nach in-
nen« orientieren, füllen andere die so entste-
henden Räume aus: vor allen anderen die VR
China. nd Seite 7

Chinesische und syrische Geschäftsleute verhandeln über Wiederaufbau-Projekte in dem vom Krieg zerstörten Land. Foto: Reuters/Jason Lee

STANDPUNKT

Mit allen Mitteln
Simon Poelchau über die Anklage
wegen Sozialbetrugs bei Ryanair

Beim Billigflieger Ryanair mag
man Angestelltenrechte und So-
zialstandards bekanntlich gar
nicht. Dass die Staatsanwalt-
schaft Koblenz nun Anklage ge-
gen fünf Beschuldigte wegen
mutmaßlicher Verstrickung in
ein System scheinselbstständiger
Ryanair-Piloten erhoben hat,
zeugt aber davon, dass dem
Konzern offenbar auch eindeuti-
ge Rechtsverstöße recht sind, so-
lange er der billigste in Europas
Lüften ist.
Natürlich kann man jetzt ein-

wenden, dass die Angeklagten
noch nicht verurteilt seien und
somit die Unschuldsvermutung
gelte. Außerdem sitze ja nicht
Ryanair selbst auf der Anklage-
bank, sondern zwei britische
Personaldienstleister. Doch sind
die Arbeitsbedingungen bei Ry-
anair durch Medienberichte
mittlerweile so gut recherchiert,
dass selbst der größte arbeits-
rechtliche Laie erkennen müsste,
dass dort Scheinselbstständigkeit
an der Tagesordnung ist. Und
wer, wenn nicht Ryanair, profi-
tiert letztlich von diesem Sys-
tem? Die Piloten, die sich nach
einer teuren Ausbildung mit ei-
nem prekären Beschäftigungs-
verhältnis abfinden sollen, si-
cherlich nicht.
Dass Ryanair dieses System

nicht selbst betrieben hat, sondern
es von Personalfirmen hat aus-
führen lassen, macht die Angele-
genheit nicht besser, sondern so-
gar noch schlechter. Schließlich
kann man von einer Fluggesell-
schaft, die eine ihrer wichtigsten
Angestelltengruppen, die Piloten,
auslagert, wirklich nicht viel hal-
ten. Aber dem Konzern scheint
dies egal zu sein, Hauptsache der
Profit stimmt.

UNTEN LINKS

Die Welt ist im Würgegriff der
Algorithmen. Nicht nur die einfa-
chen Online-Shopper, die durch
perfekt auf ihre Bedürfnisse abge-
stimmte Produktvorschläge zu
willenlosen Konsummaschinen
gemacht werden. Nein, auch nicht
nur die politisch sektoral Interes-
sierten, die in den sozialen Netz-
werken in einer Wohlfühl-Filter-
blase von der echten Welt da
draußen ferngehalten werden.
Sogar die altehrwürdige ehemali-
ge Staatsfluglinie Lufthansa wird
durch die sturen Rechenvorschrif-
ten in Bedrängnis gebracht. Ha-
ben diese elektronischen Diktato-
ren doch nach der Pleite von Air
Berlin einfach hinterrücks die
Flugpreise erhöht, ohne mal oben
Bescheid zu sagen. Und schon er-
mittelt das Bundeskartellamt.
»Solche Algorithmen werden ja
nicht im Himmel vom lieben Gott
geschrieben«, erdreistet der Präsi-
dent des Bundeskartellamts, An-
dreas Mundt, sich in der »Süd-
deutschen Zeitung« zu behaupten.
Fake News. Was sollte der ehe-
malige Apple-Chef Steve Jobs
denn sonst da oben machen? nic

Viele Flüchtlinge
sind Fachkräfte
Jobs oft in kleineren Unternehmen

Köln. Viele Flüchtlinge, die einen Job haben,
sind einer Analyse zufolge als qualifizierte
Fachkräfte beschäftigt. Insgesamt haben et-
wa 140 000 Menschen aus den Haupther-
kunftsländern Afghanistan, Eritrea, Irak,
Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia und Syrien
in Deutschland einen sozialversicherungs-
pflichtigen Job, wie aus einer Auswertung des
arbeitgebernahen Instituts der deutschen
Wirtschaft hervorgeht. Von ihnen seien knapp
60 Prozent als Fachkräfte angestellt. 40 Pro-
zent dieser Menschen üben demnach Hel-
fertätigkeiten aus, für die keine abgeschlos-
sene Berufsausbildung nötig sei. Grundlage
der Untersuchung seien Daten der Bundes-
agentur für Arbeit mit Stand vom 31. März.
Drei Viertel der Menschen arbeiteten in

kleinen und mittleren Betrieben. Während
insgesamt in Deutschland jeder dritte Be-
schäftigte bei einem Großbetrieb arbeite, sei
es unter den Beschäftigten aus den genann-
ten Ländern nur knapp jeder Vierte. Haupt-
arbeitgeber der Leute seien der Wach- und Si-
cherheitsdienst, die Gebäudebetreuung sowie
der Garten- und Landschaftsbau. epd/nd

Anklage wegen
Ryanair-Piloten
Vorwurf des Sozialbetrugs und
der Scheinselbstständigkeit

Koblenz. Die Staatsanwaltschaft Koblenz hat
fünf Personen wegen mutmaßlicher Verstri-
ckung in ein System zur scheinselbstständi-
gen Beschäftigung von Piloten beim Billig-
flieger Ryanair angeklagt. Sie sollen als Ver-
antwortliche zweier britischer Personal-
dienstleister in 920 Fällen keine Sozialversi-
cherungsbeiträge für Piloten abgeführt ha-
ben, wie die Behörde am Donnerstag mit-
teilte. Die von 2007 bis 2016 nicht bezahlten
Beiträge für Ryanair-Piloten mit deutschen
Heimatflughäfen sollen sich auf rund sechs
Millionen Euro belaufen.
Die Ermittlungen hatten bereits 2011 be-

gonnen. Ryanair teilte dazu im Oktober 2017
mit, sich an die EU-Gesetzgebung zu halten
und die Staatsanwaltschaft in ihrer Arbeit zu
unterstützen. Jedoch war das Unternehmen
wegen schlechter Arbeitsbedingungen und
extremer Gewerkschaftsfeindlichkeit seiner
Führung in den Schlagzeilen. Firmenchef Mi-
chael O’ Leary war erst Mitte Dezember erst-
mals bereit, Gewerkschaften anzuerkennen
und Tarifverhandlungen zu führen. dpa/nd

Über 40 Tote bei
Anschlag in Kabul
Studenten und Journalisten die Opfer

Kabul. Bei einem Selbstmordanschlag der
Terrormiliz Islamischer Staat (IS) auf ein
Kulturzentrum in der afghanischen Haupt-
stadt Kabul sind mindestens 41Menschen ge-
tötet und 84 verletzt worden. Das erklärte ein
Sprecher des Gesundheitsministeriums auf
einer Pressekonferenz am Donnerstag meh-
rere Stunden nach dem Anschlag.
Zuerst habe sich in dem Gebäude ein

Selbstmordattentäter in die Luft gesprengt,
hieß es. Als Menschen zu Hilfe kamen, seien
vor dem Haus zwei weitere Bomben explo-
diert. Studenten hatten sich gerade zu einer
Diskussionsveranstaltung eingefunden. Ziel
war offenbar eine auch in dem Gebäude un-
tergebrachte afghanische Nachrichtenagen-
tur. Unter den Toten sind den Angaben zu-
folge drei Journalisten.
Afghanistans Präsident Aschraf Ghani

verurteilte die Tat als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Er sprach von einem Angriff
auf den Islam und alle menschlichen Werte.
Die radikalislamischen Taliban hatten eine
Beteiligung an der Tat dementiert. Agentu-
ren/nd
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Kriegsgewalt gegen Kinder nimmt zu
UNICEF warnt vor Abstumpfen angesichts der Brutalität in Krisengebieten

Noch nie seit dem Zweiten
Weltkrieg haben nach Einschät-
zung des Kinderhilfswerks
UNICEF so viele Kinder unter
den Folgen von Konflikten und
Krisen gelitten wie heute.

Von Martin Ling

Widerspruch wird UNICEF-Not-
hilfe-Direktor Manuel Fontaine
nicht ernten: »Auch wenn diese
Angriffe Jahr um Jahr weiterge-
hen, dürfen wir nicht abstump-
fen. Solche Brutalität kann nicht
zur neuen Normalität werden.«
Mit diesen Angriffen meint Fon-
taine die Gewalt gegen Kinder in
Kriegen und Konflikten. Mehr als
verbale Zustimmung erfährt
UNICEF für seine berechtigte Kri-
tik an der Lage der Kinder an vie-
len Orten dieser Welt aber in der
Regel auch nicht.
Die Gewalt gegen Kinder in

Krisengebieten hat nach Angaben
des UN-Kinderhilfswerks UNICEF
in diesem Jahr schockierende

Ausmaße angenommen – scho-
ckierendere wäre passender, denn
rosig sah es 2016 auch nicht aus.
Schon damals vermeldete
UNICEF, dass noch nie seit dem
Zweiten Weltkrieg so viele Kinder
unter den Folgen von Konflikten
und Krisen gelitten hätten. 2017
verschärfte sich die Lage offenbar
weiter. Kinder würden in ihrem
Zuhause, in Schulen und auf
Spielplätzen angegriffen und bru-
taler Gewalt ausgesetzt, erklärte
Fontaine am Donnerstag in New
York. Viele Konfliktparteien miss-
achteten eklatant die internatio-
nalen Regeln zum Schutz der
Schwächsten. In manchen Kon-
flikten rund um den Erdball seien
Kinder zu Zielen an der Frontlinie
geworden, kritisierte UNICEF. Sie
würden als menschliche Schutz-
schilde missbraucht, getötet, ver-
stümmelt und als Kämpfer rekru-
tiert.
Allein in Afghanistan seien von

Januar bis September fast 700
Kinder getötet worden. Vergewal-

tigung, Zwangsheirat, Entführung
und Versklavung seien zu Stan-
dard-Kriegstaktiken in Ländern
wie Irak, Syrien, Jemen, Nigeria,
Südsudan und Myanmar gewor-
den. An manchen Orten würden
von Extremisten entführte Kinder
nach ihrer Freilassung von Sicher-
heitskräften misshandelt. Zudem
leiden Millionen Jungen und Mäd-
chen laut UNICEF infolge von
Konflikten unter Mangelernäh-
rung, Krankheiten, Traumata,
Wassermangel und fehlender Ge-
sundheitsfürsorge.
In der Zentralafrikanischen Re-

publik wurden UNICEF zufolge
zahlreiche Kinder im Zuge mona-
telanger Übergriffe vergewaltigt,
verschleppt, als Soldaten miss-
braucht und getötet. In Ostkongo
wurden 850 000 Minderjährige in
die Flucht getrieben. Schätzungen
zufolge sind dort 350 000 Jungen
und Mädchen unterernährt. Im
Nordosten Nigerias und in Kame-
run zwang die Terrormiliz Boko
Haram in diesem Jahr mindestens

135 Kinder zu Selbstmordanschlä-
gen, wie UNICEF betonte.
In Irak und in Syrien werden

Kinder als menschliche Schutz-
schilde missbraucht und von
Scharfschützen anvisiert. Sie sind
zudem Belagerungen, intensiven
Bombardierungen und Gewalt
ausgesetzt. Im Konflikt in Jemen
kamen mindestens 5000 Jungen
und Mädchen ums Leben. Die
UNICEF-Liste des Schreckens en-
det damit nicht.mit Agenturen
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gebnislos über das künftige Schicksal des sy-
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Teilnahme an der von Russland organisier-
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zu spielen. Selbstlos ist die aufstrebende Su-
permacht nicht. Sie sieht Syrien in einer
Schlüsselrolle für die Seidenstraßen-Initiati-
ve, der von China angestrebten Verbindung
zwischen dem Nahen Osten und Europa.
Ganz im Sinne der Seidenstraße und nicht

zuletzt weil China und Afghanistan eine ge-
meinsame Grenze haben, liegt auch eine Sta-
bilisierung der Lage am Hindukusch im Inte-
resse Pekings. In den strategischen China-Pa-
kistan-Wirtschaftskorridor soll schließlich
auch Afghanistan einbezogen werden. Zum

Jahresende ist es chinesischen Diplomaten
gelungen, Afghanistan in einen Dialog über
Friedenmit Pakistan und die Bekämpfung von
Terrorismus einzubinden. Das neue Jahr soll
in Kabul auch mit Vertretern der Taliban ge-
sprochen werden.
China ist mit diesen Vermittlungen nun be-
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zialstandards bekanntlich gar
nicht. Dass die Staatsanwalt-
schaft Koblenz nun Anklage ge-
gen fünf Beschuldigte wegen
mutmaßlicher Verstrickung in
ein System scheinselbstständiger
Ryanair-Piloten erhoben hat,
zeugt aber davon, dass dem
Konzern offenbar auch eindeuti-
ge Rechtsverstöße recht sind, so-
lange er der billigste in Europas
Lüften ist.
Natürlich kann man jetzt ein-

wenden, dass die Angeklagten
noch nicht verurteilt seien und
somit die Unschuldsvermutung
gelte. Außerdem sitze ja nicht
Ryanair selbst auf der Anklage-
bank, sondern zwei britische
Personaldienstleister. Doch sind
die Arbeitsbedingungen bei Ry-
anair durch Medienberichte
mittlerweile so gut recherchiert,
dass selbst der größte arbeits-
rechtliche Laie erkennen müsste,
dass dort Scheinselbstständigkeit
an der Tagesordnung ist. Und
wer, wenn nicht Ryanair, profi-
tiert letztlich von diesem Sys-
tem? Die Piloten, die sich nach
einer teuren Ausbildung mit ei-
nem prekären Beschäftigungs-
verhältnis abfinden sollen, si-
cherlich nicht.
Dass Ryanair dieses System

nicht selbst betrieben hat, sondern
es von Personalfirmen hat aus-
führen lassen, macht die Angele-
genheit nicht besser, sondern so-
gar noch schlechter. Schließlich
kann man von einer Fluggesell-
schaft, die eine ihrer wichtigsten
Angestelltengruppen, die Piloten,
auslagert, wirklich nicht viel hal-
ten. Aber dem Konzern scheint
dies egal zu sein, Hauptsache der
Profit stimmt.
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chen Online-Shopper, die durch
perfekt auf ihre Bedürfnisse abge-
stimmte Produktvorschläge zu
willenlosen Konsummaschinen
gemacht werden. Nein, auch nicht
nur die politisch sektoral Interes-
sierten, die in den sozialen Netz-
werken in einer Wohlfühl-Filter-
blase von der echten Welt da
draußen ferngehalten werden.
Sogar die altehrwürdige ehemali-
ge Staatsfluglinie Lufthansa wird
durch die sturen Rechenvorschrif-
ten in Bedrängnis gebracht. Ha-
ben diese elektronischen Diktato-
ren doch nach der Pleite von Air
Berlin einfach hinterrücks die
Flugpreise erhöht, ohne mal oben
Bescheid zu sagen. Und schon er-
mittelt das Bundeskartellamt.
»Solche Algorithmen werden ja
nicht im Himmel vom lieben Gott
geschrieben«, erdreistet der Präsi-
dent des Bundeskartellamts, An-
dreas Mundt, sich in der »Süd-
deutschen Zeitung« zu behaupten.
Fake News. Was sollte der ehe-
malige Apple-Chef Steve Jobs
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sind einer Analyse zufolge als qualifizierte
Fachkräfte beschäftigt. Insgesamt haben et-
wa 140 000 Menschen aus den Haupther-
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Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia und Syrien
in Deutschland einen sozialversicherungs-
pflichtigen Job, wie aus einer Auswertung des
arbeitgebernahen Instituts der deutschen
Wirtschaft hervorgeht. Von ihnen seien knapp
60 Prozent als Fachkräfte angestellt. 40 Pro-
zent dieser Menschen üben demnach Hel-
fertätigkeiten aus, für die keine abgeschlos-
sene Berufsausbildung nötig sei. Grundlage
der Untersuchung seien Daten der Bundes-
agentur für Arbeit mit Stand vom 31. März.
Drei Viertel der Menschen arbeiteten in
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fünf Personen wegen mutmaßlicher Verstri-
ckung in ein System zur scheinselbstständi-
gen Beschäftigung von Piloten beim Billig-
flieger Ryanair angeklagt. Sie sollen als Ver-
antwortliche zweier britischer Personal-
dienstleister in 920 Fällen keine Sozialversi-
cherungsbeiträge für Piloten abgeführt ha-
ben, wie die Behörde am Donnerstag mit-
teilte. Die von 2007 bis 2016 nicht bezahlten
Beiträge für Ryanair-Piloten mit deutschen
Heimatflughäfen sollen sich auf rund sechs
Millionen Euro belaufen.
Die Ermittlungen hatten bereits 2011 be-

gonnen. Ryanair teilte dazu im Oktober 2017
mit, sich an die EU-Gesetzgebung zu halten
und die Staatsanwaltschaft in ihrer Arbeit zu
unterstützen. Jedoch war das Unternehmen
wegen schlechter Arbeitsbedingungen und
extremer Gewerkschaftsfeindlichkeit seiner
Führung in den Schlagzeilen. Firmenchef Mi-
chael O’ Leary war erst Mitte Dezember erst-
mals bereit, Gewerkschaften anzuerkennen
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Kabul. Bei einem Selbstmordanschlag der
Terrormiliz Islamischer Staat (IS) auf ein
Kulturzentrum in der afghanischen Haupt-
stadt Kabul sind mindestens 41Menschen ge-
tötet und 84 verletzt worden. Das erklärte ein
Sprecher des Gesundheitsministeriums auf
einer Pressekonferenz am Donnerstag meh-
rere Stunden nach dem Anschlag.
Zuerst habe sich in dem Gebäude ein

Selbstmordattentäter in die Luft gesprengt,
hieß es. Als Menschen zu Hilfe kamen, seien
vor dem Haus zwei weitere Bomben explo-
diert. Studenten hatten sich gerade zu einer
Diskussionsveranstaltung eingefunden. Ziel
war offenbar eine auch in dem Gebäude un-
tergebrachte afghanische Nachrichtenagen-
tur. Unter den Toten sind den Angaben zu-
folge drei Journalisten.
Afghanistans Präsident Aschraf Ghani

verurteilte die Tat als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Er sprach von einem Angriff
auf den Islam und alle menschlichen Werte.
Die radikalislamischen Taliban hatten eine
Beteiligung an der Tat dementiert. Agentu-
ren/nd
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Kriegsgewalt gegen Kinder nimmt zu
UNICEF warnt vor Abstumpfen angesichts der Brutalität in Krisengebieten

Noch nie seit dem Zweiten
Weltkrieg haben nach Einschät-
zung des Kinderhilfswerks
UNICEF so viele Kinder unter
den Folgen von Konflikten und
Krisen gelitten wie heute.

Von Martin Ling

Widerspruch wird UNICEF-Not-
hilfe-Direktor Manuel Fontaine
nicht ernten: »Auch wenn diese
Angriffe Jahr um Jahr weiterge-
hen, dürfen wir nicht abstump-
fen. Solche Brutalität kann nicht
zur neuen Normalität werden.«
Mit diesen Angriffen meint Fon-
taine die Gewalt gegen Kinder in
Kriegen und Konflikten. Mehr als
verbale Zustimmung erfährt
UNICEF für seine berechtigte Kri-
tik an der Lage der Kinder an vie-
len Orten dieser Welt aber in der
Regel auch nicht.
Die Gewalt gegen Kinder in

Krisengebieten hat nach Angaben
des UN-Kinderhilfswerks UNICEF
in diesem Jahr schockierende

Ausmaße angenommen – scho-
ckierendere wäre passender, denn
rosig sah es 2016 auch nicht aus.
Schon damals vermeldete
UNICEF, dass noch nie seit dem
Zweiten Weltkrieg so viele Kinder
unter den Folgen von Konflikten
und Krisen gelitten hätten. 2017
verschärfte sich die Lage offenbar
weiter. Kinder würden in ihrem
Zuhause, in Schulen und auf
Spielplätzen angegriffen und bru-
taler Gewalt ausgesetzt, erklärte
Fontaine am Donnerstag in New
York. Viele Konfliktparteien miss-
achteten eklatant die internatio-
nalen Regeln zum Schutz der
Schwächsten. In manchen Kon-
flikten rund um den Erdball seien
Kinder zu Zielen an der Frontlinie
geworden, kritisierte UNICEF. Sie
würden als menschliche Schutz-
schilde missbraucht, getötet, ver-
stümmelt und als Kämpfer rekru-
tiert.
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Kinder getötet worden. Vergewal-

tigung, Zwangsheirat, Entführung
und Versklavung seien zu Stan-
dard-Kriegstaktiken in Ländern
wie Irak, Syrien, Jemen, Nigeria,
Südsudan und Myanmar gewor-
den. An manchen Orten würden
von Extremisten entführte Kinder
nach ihrer Freilassung von Sicher-
heitskräften misshandelt. Zudem
leiden Millionen Jungen und Mäd-
chen laut UNICEF infolge von
Konflikten unter Mangelernäh-
rung, Krankheiten, Traumata,
Wassermangel und fehlender Ge-
sundheitsfürsorge.
In der Zentralafrikanischen Re-

publik wurden UNICEF zufolge
zahlreiche Kinder im Zuge mona-
telanger Übergriffe vergewaltigt,
verschleppt, als Soldaten miss-
braucht und getötet. In Ostkongo
wurden 850 000 Minderjährige in
die Flucht getrieben. Schätzungen
zufolge sind dort 350 000 Jungen
und Mädchen unterernährt. Im
Nordosten Nigerias und in Kame-
run zwang die Terrormiliz Boko
Haram in diesem Jahr mindestens

135 Kinder zu Selbstmordanschlä-
gen, wie UNICEF betonte.
In Irak und in Syrien werden

Kinder als menschliche Schutz-
schilde missbraucht und von
Scharfschützen anvisiert. Sie sind
zudem Belagerungen, intensiven
Bombardierungen und Gewalt
ausgesetzt. Im Konflikt in Jemen
kamen mindestens 5000 Jungen
und Mädchen ums Leben. Die
UNICEF-Liste des Schreckens en-
det damit nicht.mit Agenturen
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Auf Draht
Wie sich Kommunen in der Altmark selbst
um schnelles Internet kümmern. Seite 3

In Rekordzeit
Berlins Bildungssenatorin Scheeres will
Fahrplan für Schulbau vorlegen. Seite 11
Foto: imago/Agentur Baganz

Unter Protest
Der Bergbau in Nordgriechenland
ist schwer umkämpft. Seite 2
Foto: AFP/Sakis Mitrolidis
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Peking engagiert sich für Stabilität am Hindukusch
Ein Kernprojekt der »Seidenstraßen-Initiative« von Präsident Xi Jinping ist der China-Pakistan-Wirtschaftskorridor / Afghanistan soll in das Vorhaben einbezogen werden

Chinesische Diplomaten vermitteln
verstärkt zwischen Afghanistan und
Pakistan – und setzen auf Wirt-
schaftsförderung am Hindukusch.
Die Afghanistan-Initiative ist Teil
eines größeren Plans.

Von Finn Mayer-Kuckuk, Peking

Chinesischen Diplomaten ist es ge-
lungen, Afghanistan in einen Dialog
über Frieden mit Pakistan und die
Bekämpfung des Terrorismus einzu-
binden. »Wir wissen die Bemühun-
gen Chinas zu schätzen, diese ein-
zigartigen Dreiparteiengespräche ins
Leben zu rufen«, sagte der afghani-
sche Außenminister Salahuddin
Rabbani am Dienstag in Peking nach
einem Treffen mit seinen Kollegen
aus China und Pakistan.
Die chinesische Regierung hatte

zuvor angeboten, Afghanistan in ein

milliardenschweres Investitionspro-
gramm einzubinden. Im neuen Jahr
soll es ein Folgetreffen in Kabul ge-
ben, zu dem Peking auch Vertreter
der Taliban einladen will.
Afghanistan und Pakistan trennt

eine Reihe von Konflikten. Die af-
ghanische Regierung wirft dem
Nachbarland vor, die radikalen Grup-
pen der Taliban zu unterstützen und
ihnen Unterschlupf zu gewähren. Au-
ßerdem gibt es Streit um den Grenz-
verlauf. Die pakistanische Regierung
wiederum misstraut Kabul, weil die
dortige Regierung die Unterstützung
der USA genießt.
China ist mit seinen Vermittlungen

nun bereits erfolgreicher, als die USA
es in ihren Bemühungen um größere
Ruhe in der Region je waren. Das hat
zwei Gründe. Peking fördert die Wirt-
schaft in kooperationswilligen Nach-
barländern, was auch Türen für Ge-

spräche öffnet. Außerdem bemühen
sich die Diplomaten des Landes um
Ausgleich, während die USA Pakistan
zuletzt vor allem harsch angegriffen
haben. Im August hat Präsident Do-
nald Trump das Land als Unterstützer
von Terroristen gebrandmarkt. China
präsentiert sich dagegen als Freund
der Regierung in Islamabad.
Die chinesische Afghanistan-Initi-

ative ist Teil eines größeren Plans.
Präsident Xi Jinping verfolgt mit Pri-
orität seine »Seidenstraßen-Initiati-
ve«. Dabei handelt es sich auch um ei-
nen Oberbegriff für Ausdehnung des
chinesischen Handels und politischen
Einflusses in drei Dutzend Ländern.
Ein Kernprojekt ist der China-Pa-

kistan-Wirtschaftskorridor. Dabei
handelt es sich um ein 3000 Kilome-
ter langes Gebiet zwischen Kashgar im
äußersten Westen Chinas und der pa-
kistanischen Hafenstadt Gwadar. Pe-

king lässt hier in den kommenden
Jahren mehr als 50 Milliarden Euro
investieren. Geplant sind Straßen und

Brücken, Stromleitungen, Ölleitun-
gen, Eisenbahnlinien, Gewerbegebie-
te, High-Tech-Parks und mehr.
Nun will China Afghanistan in das

Vorhaben einbeziehen. »Langfristig
werdenwir den Pakistan-Korridormit
dem Zentralchinesischen Wirt-

schaftskorridor und dem Westasiati-
schen Wirtschaftskorridor durch Af-
ghanistan verbinden«, ließ Chinas
AußenministerWang Yimitteilen. Die
sperrige Aussage zeigt seine Ambiti-
onen. Schneisen chinesischer Kon-
trolle sollen kreuz und quer durch den
asiatischen Kontinent laufen. China
stoße hier in »leere Räume« vor, die
der Westen lange Zeit vernachlässigt
habe, sagt Sebastian Heilmann, Lei-
ter des Mercator Institute for China
Studies (Merics) in Berlin.
Eine Stabilisierung der Lage in Af-

ghanistan liegt derzeit besonders in
Chinas Interesse. Die beiden Länder
haben eine kurze gemeinsame Gren-
ze. Peking befürchtet, dass islamisti-
sche Terroristen im eigenen Land Un-
terstützung von dort erhalten könn-
ten. Gut ein Sechstel des afghani-
schen Gebiets befindet sich unter
Kontrolle der Taliban. Die Bevölke-

rung der westlichen Provinz Chinas,
der Autonomen Region Xinjiang, be-
steht rund zur Hälfte aus der ethni-
schenGruppe derUiguren. Auchwenn
bisher nur wenig von Terroranschlä-
gen zu hören ist: Da Peking dort mit
Unterdrückung herrscht, wäre eine
zunehmende Radikalisierung ein
denkbares Szenario.
Mit Chinas Afghanistan-Initiative

setzt sich jetzt ein Trend der ver-
gangenen Monate fort. Während die
USA sich mehr nach innen orientie-
ren und ausländische Partner eher
vor den Kopf stoßen, dehnt China
seinen Einfluss aus. Ausgangspunkt
ist meist die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, doch Peking bringt sich
immer öfter auch politisch ein. Ob-
wohl das Land wenige echte Ver-
bündete hat, gelingt es ihm auf die-
se Weise, ein Netz von belastbaren
Beziehungen zu knüpfen.

China ist mit seinen
Vermittlungen nun
bereits erfolgreicher,
als die USA es in ihren
Bemühungen um
größere Ruhe in der
Region je waren.

In der afghanischen Provinz Khogyani überwachen Sicherheitskräfte den Straßenbau, den eine chinesische Firma betreibt. Foto: Reuters/Parwiz

Auf- und Brückenbau
China übernimmt Führungsrolle beim Wiederaufbau des kriegszerstörten Syrien
Milliardenschäden und eine schwer
beeinträchtigte Wirtschaft sind das
Erbe des Krieges in Syrien. Baurie-
sen und andere Besucher aus China
sondieren bereits ihre künftigen
Möglichkeiten.

Von Daniel Kestenholz, Bangkok

China scheint entschlossen, bei der
Gestaltung der Zukunft Syriens eine
Führungsrolle zu übernehmen. Das
Engagement harmonisiert perfekt
mit den Planungen einer modernen
Seidenstraße von Ost nach West. Sie
soll die Volksrepublik China, den Na-
hen Osten und Europa miteinander
verbinden und könnte dabei auch
gleich die geostrategische Bedeu-
tung der labilen Region stärken.
Während Europa noch immer vor-

nehmlich Flüchtlinge aus Syrien auf-
nimmt, aber weder Mittel noch In-
teresse hat, beim Wiederaufbau des
Landes eine tragende Rolle zu über-
nehmen, bringen sich die »Sieger-
mächte« in Stellung, um Anteile von
Syrien zu beanspruchen.
Dabei hat China als zweitgrößte

Volkswirtschaft der Welt auf einer
Syrien-Handelsmesse in Peking be-
reits zwei Milliarden Dollar für Wie-
deraufbauprojekte zugesagt. Es ist
eine Art chinesischer Marshallplan:

die »Seidenstraßen-Initiative« Pe-
kings, mit der China seinen wirt-
schaftlichen Einflussbereich über
frühere Sowjetrepubliken und den
Nahen Osten bis nach Europa zu
stärken versucht. Eine neue eurasi-
sche Landbrücke soll den Westen
Chinas direkt mit Europa verbinden
in diesem ehrgeizigen 900-Milliar-
den-Dollar-Projekt, das voraussicht-
lich im Jahr 2049 abgeschlossen sein
wird.
Auch Syrien, das nach fast sieben

Jahren Krieg wieder auf die Beine zu
kommen versucht, ist also Teil des
Seidenstraßen-Wirtschaftsgürtels.
Allen voran sind chinesische Unter-
nehmen bereit, beim Wiederaufbau
des kriegszerstörten Landes zu hel-
fen. In diesem Jahr haben mehr als
30 Firmen Syrien besucht, das in den
strategischen Erwägungen Chinas
eine wichtige Rollen übernehmen
soll. Peking versucht, sein neues Sei-
denstraßennetz auch über den Na-
hen Osten auszudehnen.
Peking pflegt bereits enge Bezie-

hungen mit Syriens Präsident Ba-
schar al-Assad und sieht jetzt eine
große Chance am Horizont auftau-
chen, da Syrien mit dem allmähli-
chen Zusammenbruch des Islami-
schen Staates auf einen Frieden zu-
steuert. Die bei den Friedensgesprä-

chen im kasachischen Astana be-
schlossenen Sicherheitszonen haben
es der Regierung Assads ermöglicht,
die Kontrolle über weite Teile des
Landes wiederzuerlangen, ein-

schließlich der Gebiete mit strate-
gisch wichtigen Öl- und Gasfeldern.
Unter den chinesischen Besu-

chern dieses Jahr in Syrien waren
auch die Bauriesen China Energy En-

gineering Corporation und China
Construction Fifth Engineering Di-
vision. Hauptthema der Gespräche
waren Berichten zufolge große Inf-
rastrukturprojekte.

Chinas staatliche Nachrichten-
agentur Xinhua bestätigte im Okto-
ber, dass die Regierung von Präsi-
dent Xi Jinping bereit sei, sich am
Wiederaufbau des kriegszerstörten
Landes zu beteiligen. Das zuständi-
ge chinesische Ministerium geneh-
migte bereits eine Reihe von ersten
Hilfsprojekten.
Neben Russland und dem Iran hat

auch China während des Krieges Da-
maskus substanzielle Unterstützung
gewährt. Die Kosten für den Wie-
deraufbau werden schwindelerre-
gend hoch sein. Nach fast sieben Jah-
ren Krieg liegen weite Teile des Lan-
des und die Wirtschaft in Trüm-
mern. Das staatliche chinesische
Webportal china.org.cn schätzt die
kriegsverursachten Zerstörungen
und Verluste auf rund 226 Milliar-
den Dollar. Noch im Jahr 2010, kurz
vor Kriegsbeginn, wies Syrien laut
der Weltbank eine viermal höhere
Wirtschaftsleistung auf.
Mit seinen strategischen Investi-

tionen in Syrien dürfte China auch
Zugang zu den syrischen Mittel-
meerhäfen Latakia und Tartus er-
halten, was – im größeren Zusam-
menhang betrachtet – ganz neue
Perspektiven für Chinas angestreb-
ten neuen Handelskorridor zwi-
schen Ost und West eröffnet.Die »Neue Seidenstraße« Karte: dpa/A. Brühl

Die VR China sieht für ihre Seidenstraße in Syrien eine wichtige Station. So möchte sie dort den Wiederaufbau nach dem Krieg unterstützen
und in der Zukunft eine Rolle spielen. Am Hindukusch will Peking aus ähnlichen Gründen etwas für den Frieden tun.




